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Widerspruch sverfahren   

Guten Tag , 

gegen den Bescheid vom 29.08.2023, zugestellt am 01.09.2023, des Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamts Frankfurt (Oder) lege ich hiermit 

Widerspruch  

ein und beantrage, 

mir die Gutachten bezüglich der Schädlingsbekämpfung vom 30.10.2021 und  
23.03.2022 zu übersenden.  

I- Sachverhalt  

Am 01.06.2023 beantragte ich bei dem Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt (VLÜA) 
Frankfurt (Oder) gem. §§ 1, 2 VIG die Herausgabe von Informationen zu dem Objekt „Mensa 
Viadrina“, Europaplatz 1, 15230 Frankfurt (Oder), insbesondere enthielt mein Antrag folgende 
Fragen: 

„2. Wurde das Ergebnis der am 30.10.2021 in dem o.g. Objekt erfolgten 
Schädlingsbekämpfung/Monitoring Ihnen zugesandt? Falls ja, bitte ich hiermit um Herausgabe 
der Ihnen zugesandten Informationen. 

3. Wurden die Dokumentationen zu der am 26.03.2023 [gemeint war: 26.03.2022] geplanten 
Begehung im Rahmen des Monitoring Ihnen zugesandt? Falls ja, bitte ich hiermit um 
Herausgabe der Ihnen zugesandten Informationen.“ 

Unter Ziffer 2 des Bescheids vom 29.08.2023 lehnt das VLÜA die Herausgabe der Gutachten 
ab, da es sich dabei um urheberrechtlich geschützte Gutachten eines Dritten handle. Gegen 
diese Entscheidung richtet sich der Widerspruch. 

II- Rechtliche Würdigung  

Der Widerspruch ist begründet, da es nicht ersichtlich ist, inwiefern die Herausgabe der 
Gutachten ihre wirtschaftliche Verwertung hemmen würde. Das Vorhandensein eines 
Ausschlussgrundes gem. § 3 Satz 1 Nr. 2 lit. b VIG ist demnach zu verneinen.  

Selbst wenn die Darstellung des VLÜA zutreffen würde, hätte eine Anhörung Dritter oder eine 
Abwägung mit dem öffentlichen Interesse gem. § 3 Satz 2 VIG erfolgen müssen. In diesem Fall 
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überwiegt das öffentliche Interesse an informationellen Grundlagen für eigenverantwortliche 
Kaufentscheidungen der Verbraucher*innen.  

Mit freundlichen Grüßen 
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